
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Vermieter können bis zum 31.3.2012 (Ausschlussfrist) einen Antrag auf 
Grundsteuererlass bei der zuständigen Behörde für 2011 stellen, wenn sie 
einen starken Rückgang ihrer Mieteinnahmen im Vorjahr zu verzeichnen 
haben. Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der Vermieter die Ertrags-

minderung zu vertreten hat, z. B. weil er dem Mieter im Erlasszeitraum gekündigt hat 
oder wenn notwendige Renovierungsarbeiten nicht (rechtzeitig) durchgeführt wurden. 

Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die geschätzte übliche Jahres-
rohmiete. Bei einem Ausfall von mehr als 50 % der Mieteinnahmen wird die Grund-
steuer nach den derzeitigen Bestimmungen in Höhe von 25 % erlassen. Entfällt der 
Mietertrag vollständig, halbiert sich die Grundsteuer. 

Anmerkung: Beim Bundesfi nanzhof ist seit dem 20.10.2010 ein Verfahren anhängig, 
bei dem es u. a. um die Frage geht, ob eine willkürliche Differenzierung darin zu sehen 
ist, dass ein Grundsteuererlass nur noch bei einer mehr als 50%igen Rohertragsminde-
rung möglich ist. Betroffene sollten unter Bezug auf das anhängige Verfahren einen 
Grundsteuererlass auch bei einem Mietausfall unter 50 % beantragen.

Mit dem Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerver-
fahrens wurden u. a. papierbasierte Verfahrensabläufe durch elektronische 
Kommunikation ersetzt. Dazu gehört auch 

• die elektronische Übermittlung von Steuererklärungen der Unternehmen (Umsatz-
steuer-, Gewerbesteuer-, Körperschaftsteuer- bzw. Feststellungserklärung) ab dem 
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Veranlagungszeitraum 2011. Davon betroffen sind auch die Anlage EÜR bzw. ein 
Antrag auf Dauerfristverlängerung. In Härtefällen werden auf Antrag Ausnahmen 
zugelassen und Steuererklärungen auf Papier akzeptiert,

• die elektronische Übermittlung der jährlichen Einkommensteuererklärung ab 2011 
– aber nur wenn Gewinneinkünfte (Land- und Forstwirte, Gewerbetreibende, Selbst-
ständige und Freiberufl er) erzielt werden. Auch hier kann auf Antrag die Härtefall-
regelung greifen.

Das Bundesfi nanzministerium weist darauf hin, dass die elektronische Übermittlung 
von Einkommensteuererklärungen mit Gewinneinkünften für beschränkt Steuer-
pfl ichtige sowie von Erklärungen zur gesonderten und einheitlichen Feststellung mit 
mehr als 10 Beteiligten später – vermutlich zum 1.1.2013 – startet. 

Mit Urteil vom 6.10.2011 kommt der Bundesfi nanzhof (BFH) zu dem Ent-
schluss, dass die 1-%-Regelung nicht anwendbar ist, wenn der Arbeit-
nehmer ein betriebliches Fahrzeug – lediglich für betriebliche Zwecke 
sowie für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte – nutzt.

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt einen Dienst-
wagen auch zur privaten Nutzung, führt dies nach der ständigen Rechtsprechung des 
BFH zu einem steuerbaren Nutzungsvorteil des Arbeitnehmers, der als Arbeitslohn zu 
erfassen ist. Der Vorteil ist entweder anhand des Fahrtenbuchs oder, wenn ein Fahrten-
buch nicht geführt wird, nach der 1-%-Regelung zu bewerten. Im Streitfall standen ei-
nem Autoverkäufer Firmenwagen für Probe- und Vorführfahrten zur Verfügung. Darüber 
hinaus durfte er diese Wagen auch für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
nutzen. Ein Fahrtenbuch führte der Steuerpfl ichtige nicht. Das Finanzamt ging deshalb 
davon aus, dass die 1-%-Regelung anzuwenden sei. 

Der BFH kam in seinem Urteil jedoch zu dem Fazit, dass die Nutzung eines Fahrzeugs 
für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte keine private Nutzung dar-
stellt, denn der Gesetzgeber hat diese Fahrten der Erwerbssphäre zugeordnet. 

Bei Vorliegen eines „äußerst geringen Anteils“ der gewerblichen Einnahmen 
am Gesamtumsatz unterbleibt nach Maßgabe der Verhältnismäßigkeit eine 
Infi zierung der übrigen (vermögensverwaltenden) Tätigkeit durch die ge-
werbliche Tätigkeit. Bei einem gewerblichen Umsatzanteil am Gesamtum-
satz von mehr als 5 % liegt jedoch kein „äußerst geringer Anteil“ mehr vor.

Mit Urteil vom 25.8.2011 hat das Finanzgericht Schleswig-Holstein (FG) – der bisherigen 
Rechtsprechung des Bundesfi nanzhofs (BFH) folgend – entschieden, dass lediglich bei 
einem „äußerst geringen Anteil“ von gewerblichen Umsätzen an den Gesamtumsätzen 
einer Personengesellschaft nach Maßgabe der Verhältnismäßigkeit die Abfärbewirkung 
entfällt. In Konkretisierung dieser Rechtsprechung war das FG der Auffassung, dass bei 
einem Anteil des gewerblichen Umsatzes am Gesamtumsatz von über 5 % kein „äußerst 
geringer Anteil“ mehr anzunehmen ist. Dies führte im Streitfall dazu, dass angesichts 
eines gewerblichen Anteils der Mieteinnahmen von 6,31 % an den Gesamteinnahmen 
auch die anderen (Miet-)Einkünfte der Gesellschaft als gewerbliche Einkünfte umzu-
qualifi zieren – und damit auch gewerbesteuerpfl ichtig – waren. 

Anmerkung: Die Revision wurde zugelassen. Ein Revisionsverfahren ist mittlerweile un-
ter dem Aktenzeichen IV R 54/11 beim BFH anhängig.

Mit der Einführung des Bürgerentlastungsgesetzes, das sich bereits seit 
2010 auswirkt, können Beiträge zur Kranken- und Pfl egeversicherung, die 
einer Grund- bzw. Basisabsicherung dienen, steuerlich besser berücksichtigt 
werden. 
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Was manche jedoch übersehen: Auch die Basisbeiträge der Kinder können steuerlich als 
Sonderausgaben geltend gemacht werden. Dies gilt in allen Fällen, in denen die Eltern 
einen Anspruch auf Kindergeld oder den Kinderfreibetrag haben und unterhaltspfl ichtig 
sind. Vor allem Eltern, deren Kinder sich in der Ausbildung befi nden und meist selbst 
Versicherungsnehmer sind, profi tieren hiervon. Wenn die Eltern die Kinder fi nanziell 
unterstützen, werden die Versicherungsbeiträge wie Kosten der Eltern behandelt. 

Für den Sonderausgabenabzug bei den Eltern genügt es, wenn diese ihrer Unterhaltsver-
pfl ichtung nachkommen. Dabei kommt es grundsätzlich nicht darauf an, ob die Beiträge 
zur Kranken- und Pfl egeversicherung des Kindes tatsächlich von den Eltern gezahlt oder 
erstattet werden. Die Gewährung von Sachunterhalt (wie Unterhalt und Verpfl egung) ist 
ausreichend. Die Beiträge zur Kranken- und Pfl egeversicherung dürfen aber nur einmal 
berücksichtigt werden, entweder bei den Eltern, den Kindern oder auf beide – nach 
nachvollziehbaren Kriterien – verteilt.

Um die Möglichkeit, Kosten der Erstausbildung oder des Erststudiums un-
beschränkt als Werbungskosten steuerlich geltend zu machen, wird einmal 
mehr vor Gericht gestritten. Darauf weist der Deutsche Steuerberaterver-
band hin und empfi ehlt allen Betroffenen, derartige Kosten weiterhin in der 

Einkommensteuererklärung geltend zu machen. Dies ist für die vergangenen vier Veran-
lagungszeiträume möglich; anderenfalls droht Festsetzungsverjährung.

Erst im Jahr 2011 hat der Gesetzgeber nach einem positiven und öffentlich viel beachte-
ten Urteil des Bundesfi nanzhofs die Einschränkung eines solchen Abzugs neu geregelt. 
Danach werden Erstausbildungskosten bis maximal 4.000 € bzw. ab 2012 6.000 € le-
diglich als Sonderausgaben anerkannt. Damit ist es Auszubildenden verwehrt, derartige 
Kosten über mehrere Jahre ohne Einkommen „anzusammeln“. 

Mit Urteil vom 23.11.2011 legt der Bundesfi nanzhof (BFH) fest, dass die 
Leistungen eines Partyservice grundsätzlich Dienstleistungen darstellen, die 
dem Regelsteuersatz von derzeit 19 % unterliegen. Anderes gilt nur dann, 
wenn der Partyservice lediglich Standardspeisen ohne zusätzliches Dienst-

leistungselement liefert oder wenn besondere Umstände belegen, dass die Lieferung der 
Speisen der dominierende Bestandteil des Umsatzes ist. Die Lieferung  von Lebensmit-
telzubereitungen unterliegt dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von derzeit 7 %.

Im entschiedenen Fall lieferte ein Partyservicebetrieb die vom Kunden bestellten Speisen 
in verschlossenen Warmhalteschalen aus. Er war der Ansicht, dass es sich dabei um die 
Lieferung von Speisen zum ermäßigten Steuersatz handelt.  

Standardspeisen sind – nach Auffassung des BFH – jedoch typischerweise das Er-
gebnis einer einfachen, standardisierten Zubereitung, die entsprechend der allgemein 
vorhersehbaren Nachfrage z. B. an Imbissständen abgegeben werden. Dies trifft u. a. 
auf Grillsteaks, Rostbratwürste oder Pommes frites zu. 

Ein Buffet für 70 Personen mit aufeinander abgestimmten Speisen, das einen deutlich 
größeren Dienstleistungsanteil als Speisen an Imbissständen aufweist und dessen Zu-
bereitung mehr Arbeit und Sachverstand erfordert, ist nicht als Lieferung anzusehen.

Durch die „Zweite Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen“ 
vom 2.12.2011 wurde die Umsatzsteuerdurchführungsverordnung mit Wir-
kung vom 1.1.2012 geändert. Mit diesen Änderungen wurden die Beleg- und 
Buchnachweispfl ichten für Ausfuhrlieferungen an die seit 1.7.2009 beste-
hende EU-einheitliche Pfl icht zur Teilnahme am elektronischen Ausfuhr-
verfahren („ATLAS-Ausfuhr“) angepasst. Außerdem wurden für die Steuer-
befreiung innergemeinschaftlicher Lieferungen neue Nachweisregelungen 
geschaffen.
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.) 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.)
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 

12.03.2012

Sozialversicherungsbeiträge 28.03.2012

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.1.2012 = 0,12 %, 1.7.2011 - 31.12.2011 = 0,37 %, 1.7.2009 – 30.6.2011 = 0,12 %, 
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2011: Dezember 2011 = 111,9; November = 111,1; Oktober = 111,1; September = 111,1; 
August = 111,0; Juli = 111,0; Juni = 110,6; Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Für innergemeinschaftliche Lieferungen ist sowohl in Beförderungsfällen als auch 
in Versendungsfällen der gesetzlich vorgeschriebene Belegnachweis mit einer soge-
nannten „Gelangensbestätigung“ zu führen, die der Abnehmer dem leistenden Un-
ternehmer erteilen muss.

Das Bundesfi nanzministerium räumt in einem Schreiben vom 9.12.2012 eine Über-
gangsregelung ein. Demnach wird es nicht beanstandet, wenn für bis zum 31.3.2012 
ausgeführte Ausfuhrlieferungen und bis zu diesem Datum ausgeführte innergemein-
schaftliche Lieferungen der beleg- und buchmäßige Nachweis der Voraussetzungen der 
Steuerbefreiung noch auf Grundlage der bis zum 31.12.2011 geltenden Rechtslage ge-
führt wird.

Bisher erhielten Bürger und Firmen vor der Fälligkeit ihrer Vorauszahlungen 
zur Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer einen Zahlungshinweis von ihrem 
Finanzamt. Ab 2012 wird die Versendung von Zahlungshinweisen aus Kos-
tengründen in bestimmten Bundesländern komplett eingestellt. 

Damit betroffene Bürger keine Säumniszuschläge riskieren, empfi ehlt die Finanzver-
waltung hier, am Lastschrifteinzugsverfahren teilzunehmen. Bei dem Verfahren er-
spart er sich das Ausfüllen von Überweisungsaufträgen, ggf. den Weg zur Bank und zu-
sätzliche Buchungsgebühren. Das Verfahren selbst ist widerrufl ich und völlig risikofrei. 

Anmerkung: Keine Zahlungshinweise verschicken zzt. die Bundesländer Rheinland-
Pfalz, Sachsen und Schleswig-Holstein. Alle anderen Bundesländer versenden wohl noch 
Zahlungshinweise vor Fälligkeit. Die Erinnerung an die Fälligkeit ist bisher ein Service 
der Finanzverwaltung, für den es keine Verpfl ichtung gibt. Es muss also damit gerech-
net werden, dass die anderen Länder auch darüber nachdenken, Kosten einzusparen 
und entsprechend auf die Zahlungshinweise verzichten.

Die Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben bei bestimmten Gewer-
bezweigen wurden für 2012 durch die Finanzbehörden neu festgesetzt und 
um ca. 4,3 % erhöht. Sie bieten dem Steuerpfl ichtigen die Möglichkeit, die 
Warenentnahmen monatlich pauschal zu verbuchen und entbinden ihn da-

mit von der Aufzeichnung einer Vielzahl von Einzelentnahmen. Die Pauschbeträge sind 
Jahreswerte für eine Person. Sonderregelungen gelten für Personen vom 2. bis zum 12. 
Lebensjahr (50 %).

Die Werte sind über die Website „www.bundesfi nanzministerium.de“ unter der Rubrik 
- Wirtschaft und Verwaltung - Steuern - Veröffentlichungen zu Steuerarten - Betriebs-
prüfung - Richtsatzsammlung/Pauschbeträge – abrufbar.
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